
 

Stellungnahme des Berliner Rechtshilfefonds Jugendhilfe e.V.  

zur aktuellen Diskussion um die Einrichtungen der Haasenburg GmbH 

 

Chronologie (Auszüge)1 

2002  Eröffnung des ersten Haasenburg-Heimes in Neuendorf am See 

2005  Eröffnung des zweiten Haasenburg-Heimes in Jessern am Schwielowsee 

2008 Eröffnung des dritten Haasenburg-Heimes in Müncheberg (ab jetzt 114 Plätze ab 4 

Jahre, davon 56 für geschlossene Unterbringung)  

2010  Die Nutzung von Fixierliegen wird verboten. 

Ab 2012 gibt es mindestens 9 Beschwerden und eine Anzeige durch Bewohner:innen und 

verschiedene Medienberichte (z.B. taz, Neues Deutschland, Hamburger Morgenpost, 

Spiegel, frontal21) 

Juni 2013 Untersuchungskommission wird eingesetzt 

Sommer 2013 Die Staatsanwaltschaft Cottbus ermittelt wegen verschiedener Vorfälle zwischen 2006 

und 2010 (u.a. wegen Suiziden, sexualisierten Übergriffen und Körperverletzungen) , 

bis Ende Dezember 2013 Ermittlungen wegen Vorwürfen der Misshandlung in etwa 

70 Fällen gegen Erzieher:innen und die Haasenburg GmbH. 

Sommer 2013 vorübergehender Belegungsstopp für alle drei Einrichtungen durch das 

Landesjugendamt Brandenburg 

Sommer 2013 Standort Jessern wird aus wirtschaftlichen Gründen geschlossen.  

August 2013 Aufnahmestopp für die Einrichtung in Neuendorf am See wird aufgehoben. Es gebe 

laut Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg „keine 

Erkenntnisse zu einer möglichen Kindeswohlgefährdung“.  

November 2013 120-seitiger Bericht der Untersuchungskommission 

November 2013 Schließung aller drei Standorte 

Januar 2014 Eilantrag mit Widerspruch der Haasenburg GmbH abgelehnt2 

April 2014 Vergleichsvorschlag vom Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg durch das 

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg abgelehnt  

2014 Klage der Haasenburg GmbH am Landgericht Potsdam auf Entschädigung (Verfahren 

ruht) 

 
1 Alle Artikel verlinkt bei https://de.wikipedia.org/wiki/Haasenburg, abgerufen am 23.04.2026 
2 VG Cottbus Beschl. v. 13.1.2014 – 3 L 331/13, BeckRS 2014, 48377 



 

Mai 2014 Beschwerde der Haasenburg GmbH beim Oberverwaltungsgericht Berlin-

Brandenburg gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts Cottbus vom Januar 

2014 wird zurückgewiesen.3 

November 2023 Das Verwaltungsgericht Cottbus stellt im Hauptsacheverfahren fest, dass die 

Schließung im Jahr 2013 rechtswidrig war und gibt damit der Klage des 

Trägers statt4 

Juli 2024 Berufung wird durch das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg nicht 

zugelassen. Weitere Rechtsmittel gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Cottbus 

sind damit nicht möglich. 

Juli 2024 Antrag der Haasenburg GmbH auf Fortsetzung des Verfahrens auf Entschädigung aus 

dem Jahr 2014 

 

Stellungnahme 

Die Haasenburg GmbH betrieb bis 2013 geschlossene Heime für Kinder und Jugendliche in 

Brandenburg. Nach massiven Vorwürfen von Gewalt, Freiheitsentzug, Isolation und institutionellem 

Missbrauch entzog das Land Brandenburg die Betriebserlaubnis und schloss die Einrichtungen. 2014 

hatten das Verwaltungsgericht und das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg die Schließung 

im Eilverfahren bestätigt. Seitdem laufen mehrere Gerichtsverfahren, die die Rechtmäßigkeit dieser 

Schließung und mögliche Entschädigungsansprüche klären.  

Die jüngsten verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen zur Haasenburg GmbH haben in Teilen der 

Öffentlichkeit den Eindruck erzeugt, die Vorwürfe von Gewalt, entwürdigenden Maßnahmen und 

strukturellen Kindeswohlgefährdungen seien widerlegt oder hätten sich „nicht bestätigt“. Dieser 

Eindruck ist faktisch falsch und juristisch unbegründet.  

Die Gerichte haben nicht darüber entschieden, ob es in den Einrichtungen zu Übergriffen, 

Misshandlungen oder systemischen Gefährdungen gekommen ist. Gegenstand der Verfahren war 

ausschließlich die Frage, ob das Land Brandenburg im Jahr 2013 den Widerruf der Betriebserlaubnis 

nach den verwaltungsrechtlichen Vorgaben korrekt begründet und verhältnismäßig ausgestaltet hat.  

Die Gleichsetzung von „rechtswidrigem Verwaltungshandeln“ mit „es gab keine 

Kindeswohlgefährdung“ ist eine kategoriale Verwechslung zweier völlig unterschiedlicher Ebenen.  

Das Urteil des Verwaltungsgerichts Cottbus vom 23.11.2023 hatte im Kern die Aussage, dass der 

Entzug der Betriebserlaubnis 2013 rechtswidrig war. Das Land Brandenburg hätte nicht sofort 

schließen, sondern zunächst Auflagen erteilen müssen. Deutlich ausgesprochen wurde dabei, dass 

das Gericht nicht über pädagogische Konzepte urteilte, sondern nur über die formale Rechtmäßigkeit 

der Entscheidung. In der Begründung des Urteils (VG 8 K 1033/14) heißt es, dass sich nicht habe 

feststellen lassen, dass das Wohl der Kinder und Jugendlichen in den Einrichtungen der Haasenburg 

GmbH gefährdet gewesen sei und dass die Betreiber nicht bereit oder in der Lage gewesen seien, 

 
3 OVG Berlin-Brandenburg Beschl. v. 15.5.2014 – OVG 6 S 10.14, BeckRS 2014, 127193 
4 VG Cottbus Urt. v. 23.11.2023 – 8 K 1033/14, BeckRS 2023, 57839 



 

eine – unterstellte – Gefährdung abzuwenden. Darüber hinaus sei der Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit nicht gewahrt. Es hätten zuerst mildere Mittel als der Entzug der 

Betriebserlaubnis gewählt werden müssen. 

Im Zivilverfahren vor dem Landgericht Potsdam hielt das Gericht ein schuldhaftes Verhalten des 

Landes Brandenburg für wahrscheinlich – eine Millionenentschädigung für die Haasenburg GmbH ist 

damit möglich.  

Wichtig ist es aus unserer Sicht, das Augenmerk weiterhin auf die Rechtsverstöße in den 

Einrichtungen der Haasenburg zu richten. Weder das Verwaltungs- noch das Zivilverfahren haben 

dazu Aussagen getroffen. Die Entscheidungen stellen die Heimaufsicht, staatliche Schutzpflichten und 

rechtliche Standards der Jugendhilfe in den Fokus. Sie werfen die Frage auf, wie der Staat handeln 

darf oder muss, wenn Einrichtungen für das Wohl der Untergebrachten als gefährlich gelten. 

Fachverbände, Betroffene und politische Akteur:innen verwiesen bereits in den letzten 10 Jahren auf 

die dokumentierte Gewalt, Freiheitsentzug, Isolation, Suizide, Misshandlungen, sexualisierte Gewalt 

und rassistische Diskriminierung. Nach Einschätzung der unabhängigen Haasenburg-Kommission 

waren die Einrichtungen „unreformierbar und eine latente Gefahr für das Kindeswohl“5. Dass das 

Verwaltungsgericht argumentierte, dass sich „nicht feststellen lasse, dass das Wohl der Kinder und 

Jugendlichen gefährdet gewesen sei“, erstaunt an dieser Stelle sehr. Die Vorkommnisse wurden nicht 

als akute Gefährdung, sondern als Risiko gewertet, das durch Auflagen hätte bearbeitet werden 

können. 

Die Entscheidung blendet nach Sicht des BRJ e.V. aus, dass Jugendämter präventiv handeln müssen. 

Die Gefährdung von Kindern und Jugendlichen muss vor ihrem Eintreten verhindert werden. Art. 2 

Abs. 2 GG und Art. 6 Abs. 2 S. 2 GG verpflichten den Staat, Kinder vor Gefahren zu schützen. Das 

Urteil legt die Schwelle für Eingriffe sehr hoch. Wie kann danach noch präventiv gehandelt werden?  

Völlig ausgeblendet werden zudem die massiven psychischen Schäden bei den damals betroffenen 

jungen Menschen. Das von ihnen erlebte Unrecht in der Haasenburg-Einrichtung wird mit dem Urteil 

in Frage gestellt oder sogar delegitimiert. Es würdigt die pädagogischen, strukturellen und 

menschenrechtlichen Dimensionen der Haasenburg nicht ausreichend. Selbst ein Verfahrensfehler 

der Einrichtungsaufsicht ändert nichts an der erlebten Realität der Betroffenen. Wenn öffentlich der 

Eindruck entsteht, „es sei ja nichts gewesen“, werden Betroffene erneut entwertet und zum 

Schweigen gebracht. Das Urteil über Verfahrensfehler darf deshalb nicht als „Entlastung“ einer 

Einrichtung gelesen werden, weil es damit das Vertrauen in Aufsicht, Schutzmechanismen und 

unabhängige Kommissionen untergräbt. Akteur:innen, die geschlossene Unterbringung in der 

Debatte verteidigen, nutzen das Urteil, um strukturelle Gewalt zu relativieren – obwohl das Urteil 

dazu keine Aussage trifft.  

Vor diesem Hintergrund halten wir es für zwingend notwendig, dass die öffentliche und politische 

Debatte nicht bei der verwaltungsrechtlichen Bewertung stehen bleibt, sondern die tatsächlichen 

Erfahrungen der betroffenen jungen Menschen in den Mittelpunkt rückt. Daraus ergeben sich klare 

Konsequenzen: Die Betroffenen sind zu entschädigen, nicht der Betreiber, dessen Strukturen und 

 
5 Zitiert nach Stellungnahme der Internationalen Gesellschaft für erzieherische Hilfen (IGfH) anlässlich des 

Urteils des Verwaltungsgerichts Cottbus vom 23.11.2023   



 

Praktiken nachweislich das Leid der Betroffenen verursacht haben. Ebenso zentral ist die Verankerung 

starker Kinderrechte im Grundgesetz, um staatliche Schutzpflichten zu präzisieren und die Rechte 

junger Menschen gegenüber Institutionen zu stärken. Geschlossene Unterbringung als angeblich 

pädagogisches Instrument hat in der Jugendhilfe nichts verloren.6 Stattdessen braucht die Jugendhilfe 

einen konsequenten Ausbau regionaler, lebensweltorientierter Hilfen, die Kindern und Jugendlichen 

Unterstützung bieten, ohne sie aus ihrem sozialen Umfeld zu reißen oder in totalisierende Strukturen 

zu überführen. Diese Schritte sind notwendig, um aus den Fehlern der Vergangenheit zu lernen und 

in stationären Einrichtungen den Kinderschutz zu gewährleisten, der den Namen verdient.  

Konstanze Fritsch (Geschäftsführerin) für den Berliner Rechtshilfefonds Jugendhilfe (BRJ) e.V.  

 
6 Vergleiche dazu: Positionspapier des BNO zu freiheitsentziehenden Maßnahmen und geschlossener 

Unterbringung in der Kinder- und Jugendhilfe vom 17.07.2023 


